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Am 16. März 2018 hat der Generalanwalt (AG) des Obersten Gerichts der
Niederlande, van Peursem, seine Stellungnahme in der Rechtssache Pirate Bay
verkündet. Darin kam er zu dem Schluss, dass die Sperrung des Zugangs zu der
Plattform The Pirate Bay (TPB) rechtmäßig war. Die Stellungnahme des
Generalanwalts sollte dem Obersten Gericht der Niederlande in dem Rechtsstreit
zwischen BREIN (einer Stiftung, die die Rechte und Interessen holländischer
Rechteinhaber vertritt) und Ziggo und XS4ALL (Internet-Providern, die ihren
Nutzern Zugang zu TPB bieten), Unterstützung bei der Urteilsfindung leisten. Der
Generalanwalt stützte sich in seiner Stellungnahme weitgehend auf die
Zwischenentscheidung des Obersten Gerichts der Niederlande aus dem Jahr 2015
und auf die Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH)
vom 14. Juni 2017 (siehe IRIS 2016-1/22, IRIS 2017-3-1 und IRIS 2017-7/4). In der
Entscheidung des Obersten Gerichts der Niederlande wurde darauf hingewiesen,
dass Sperrmaßnahmen wirkungsvoll sind in Fällen, in denen sie den Zugang zu
illegalen Werken für Nutzer erschweren. Das EuGH hatte in seiner
Vorabentscheidung festgestellt, dass Administratoren einer Plattform wie TPB eine
„Handlung der öffentlichen Wiedergabe” im Sinne von Artikel 3 Unterabschnitt 1
der Richtlinie über die Informationsgesellschaft (Richtlinie 2001/29) vornehmen
und daher gegen das Urheberrecht der Autoren verstoßen.

Was die Kosten des Verfahrens betrifft, so ist der Generalanwalt der Meinung,
dass das Haager Berufungsgericht den falschen Test angewandt hat, um
herauszufinden, ob die Kostenerklärung von XS4ALL nicht berücksichtigt werden
sollte, weil sie zu spät vorgelegt worden war. Anstatt sich ausschließlich auf die
Zeitvorgaben des Verfahrens zu konzentrieren, hätte das Gericht in erster Linie
prüfen sollen, ob eine solche verspätete Vorlage die Verteidigungsrechte von
BREIN verletzt hätte. Dies scheint nicht der Fall gewesen zu sein. Außerdem
unterschied der Generalanwalt zwischen dem formalen und dem materiellen
Geltungsbereich von Artikel 1019h Rv (Zivilprozessordnung) und kam zu dem
Schluss, dass man darüber diskutieren konnte, ob der Artikel überhaupt auf den
vorliegenden Fall anwendbar war. Dem Generalanwalt zufolge könnte die
Anwendung dieses Artikels eine abschreckende und nicht gewünschte Wirkung
auf Internet-Provider haben, da die unterlegene Partei der obsiegenden Partei die
Kosten des Rechtsstreits erstatten müsste.
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In Bezug auf die Interessensabwägung zwischen den unterschiedlichen Rechten,
um die es in diesem Fall ging, um festzustellen, ob die Sperrung des Zugangs
verhältnismäßig ist, stellte der Generalanwalt klar, dass dies in den
Zuständigkeitsbereich eines  untergeordneten Gerichts falle und nicht Aufgabe
des Obersten Gerichts der Niederlande sei. Dieses könne lediglich den
untergeordneten Gerichten Empfehlungen geben, wie diese Interessensabwägung
zu erfolgen habe, um festzustellen, welches Recht in diesem Fall überwiegt - das
Eigentumsrecht  (Artikel 17 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union),
das Recht auf unternehmerische Freiheit (Artikel 16 der Charta) oder das Recht
auf Informationsfreiheit (Artikel 11 der Charta). Der Generalanwalt verweist auf
die Rechtsprechung des EuGH in unterschiedlichen Fällen, etwa in den
Rechtssachen Promusicae oder Telekabel Wien (siehe IRIS 2008-3/4 und IRIS
2014-5/3), nach denen eine Sperrung unter drei Voraussetzungen erfolgen kann:
Erstens müssen Internet-Provider selbst entscheiden können, welche technischen
Maßnahmen sie bei einer Sperrung anwenden. Zweitens dürfen die Maßnahmen
Internetnutzern nicht den legitimen Zugang zu den Informationen unnötig
erschweren. Und schließlich muss der Zweck der Maßnahme sein, den Verstoß
gegen das Urheberrecht zu beenden und zu verhindern, und die Maßnahme muss
wirksam sein. Die letzte Anforderung bedeutet, dass die Maßnahme nicht per se
die Urheberrechtsverletzungen beenden muss. Mit seinem Verweis auf
ausländische Urteile kam der Generalanwalt zu dem Schluss, dass das Ergebnis
der Interessensabwägung in erster Linie von den Umständen des betreffenden
Falls abhängt.

Im Lichte dieser Schlussfolgerungen empfahl der Generalanwalt dem Obersten
Gericht der Niederlande, das Urteil des Haager Berufungsgerichts von 2014
aufzuheben (siehe IRIS 2014-3/37). In diesem Fall müsse der Fall neu aufgerollt
werden, und zwar vor einem anderen Gericht, um eine endgültige Entscheidung
über die Prozesskosten treffen und eine Interessenabwägung zwischen den
unterschiedlichen Interessen vornehmen zu können. Bis zu einer endgültigen
Entscheidung müssen die beiden Internet-Provider jedoch den Zugang zu The
Pirate Bay sperren, nachdem BREIN im September 2017 eine einstweilige
Verfügung erwirkt hatte (siehe IRIS 2017-10:1/29).

Advocaat-generaal G.R.B. van Peursem, Conclusie inzake Stichting Brein
tegen Ziggo B.V. en XS4ALL Internet B.V. 14/02399, 16 Maart 2018

https://stichtingbrein.nl/files/20180316%20conclusie%20A-G.PDF

Generalanwalt G.R.B. van Peursem, 14/02399, 16. März 2018
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